Notitzen zur Sitzung des Flüchtlingsrats Berlin am 28. September 2011

Der Rat hat sich (schwerpunktmäßig) mit zwei Themen befasst: 
1) Das Rundschreiben I Nr. 04/2011 der Senatsverwaltung für Intergation, Arbeit und Soziales: Leistungskatalog nach § 6 Abs.1 AsylbLG
2) Das Flughafenverfahren am neuen Willy Brand Flughafen

Zu 1.)
· In dem Rundschreiben geht es um die Behandlung von  besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen, genauer um die Aufnahme und die Verfahren
· Der Rat sich mit der Interpretation dieses Schreibens befasst 
· Allgemein:
Was sind die Richtlinien? Die EU-Staaten sterben ein gemeinsames Asylsystem mit gleichen Standards der Rückführung etc. an. 
Wege: die Europäische Kommission stellt die Richtlinien, diese müssen dann in einzelstaatliche Gesetze umgewandelt werden
· Die Richtlinien betreffen folgende Bereiche: 
1. Aufnahmebedingungen (Versorgung, besondere Rechte) 
2. Verfahrensrichtlinien
3. Qualifikationsrichtlinien (inhaltliche Kriterien der Richtlinien; wann ist man „Flüchtling“ etc.) 
· [bookmark: _GoBack]Bis 2012 soll ein Grundbestand des gemeinsamen Rechts erreicht werden
· Zu dem Punkt 1. Gibt es einen neuen Richtlinenentwurf
· Dabei gilt generall: EU Kommission hat „recht liberale“ Ideen, im Europäischen Rat scheitern diese häufig.
· Zum jetzigen Entwurf: Verbesserungen:
1. Unter die, die als besonders schutzbedürftig definiert werden, fallen nun auch physisch & psychisch Erkrankte!
2. Der „Mechanismus der Feststellung“ durchgehen wird zur Pflicht für die Nationalstaaten, Deutschland hat diesen Mechanismus bis jetzt nicht eingerichtet, entsprechendes muss also ins nationale Recht übertragen/eingeschreiben werden
3. Schutzbedürftige sollen Verfahrenserleichterungen bekommen (Extrazeit etc.)
· Im der Europäischen Kommission ist vor allem von den Deutschen, den Franzosen und den Briten Widerstand gegen den Entwurf aufgekommen, Bedeneken sind dabei: 
1.) Ein Screeningverfahren kann bei Ablehnung dazu führen, dass gegen diese Ablehnung geklagt wird, was die Entstehung eines neuen rechtlichen Verfahrens bedeuten würde. Dies will die BRD nicht
2.) Man vermutet insgesamt höhere Kosten
· Die Gesamteinschätzung des Rats zum jetzigen Entwurf: führt zumindest nicht zu einer Verschlechterung der gegenwärtigen Situation 
· Die in dem Entwurf vorgeschlagenen Leistungen sind nicht auf die Asylbewerber begrenzt, sondern gelten auch für Geduldete etc. 
· Leistungskatalog: Projekt: „zusätzliche Leistungen können gewährt werden“; faktisch wird aber an der Begrenzung im § 6 festgehalten, wenn man den § 6.1 aber europarechtlich auslegt, dann muss man GEFORDERT sagen, nicht UNERLÄSSLICH

Zu 2.) 
· Neben dem geplanten Großflughafen wir auch eine Haftanstalt gebaut (Platz für 13 Personen, auch Kinderspielzimmer) 
· Damit ist ein Flughafenverfahren (verkürztes Asylverfahren) möglich
· Gedacht ist dieses Verfahren für Leute, die ohne Pässe einreisen
· Vorgehensweise: 
1. Innerhlab von 2 Tagen: Entscheidung vom Bundesamt
2. Inden nächsten 3 Tagen: Klage (mit bezahlter Rechtshilfe; WER diese übernimmt ist unklar)
3. In den nächsten 14 Tagen: Gerichtsentscheid
· Asylverfahren innerhalb von 19 Tagen
· Bei diesen Verfarhen werden 100% abgelehnt
· Am Berliner Flughafen wird mit 300 Verfahren im Jahr gerechnet
· Es schient eine politische Entscheidung zu sein, ob es ein Flughafenverfahren gibt oder nicht
· Betroffenengruppe: 
1. Gestrandete Reisende
2. Asylantragssteller
· Eine Inhaftierung bedarf eigentlich eines richterlichen Beschlusses, zu diesem kommt es aber bei einm Flughafenverfahren nicht (BVG urteilete 1996, dass dies nicht verfassungswidrig sei, weil es sich um keine Haftanstalt handle: die Leute könnten ja jede Zeit in ihr Land zurückfliegen)
· Es gibt keine Altersgrenze nach unten; Abschiebehaft ist eigentlich erst ab 16 Jahren möglich
· Forderung: kein Flughafenverfahren für den Willy Brand Flughafen! Ob es zu einem Flughafenverfahren kommt oder nicht ist abhängig von „geeigneter Unterbringung“!
  

